
Im zweiten Teil unse-
rer Serie werden noch 
mehr Gründe aufge-
führt die neue Chip-
karte gegen einen 
chicen Retroausweis 

einzutauschen 

Studie Euro Student 2000 offenbart Misere

Die Förderungsrate bei deutschen 
Studierenden liegt mit etwa 20  
im unteren Bereich der acht 

in der Sozialerhebung „Euro Student 
2000“ verglichenen Staaten. Zum Ver-
gleich: Finnland und die Niederlande 
haben Förderungsraten von über 80%.

Nach Auffassung von Heiner Fechner 
vom Vorstand des studentischen Dach-
verbandes freier zusammenschluss von stu-
dentInnenschaften (fzs) belegt die Studie 
damit: „In keinem der verglichenen 
Länder ist der Abstand zwischen studen-
tischer Selbständigkeit und fi nanzieller 
Abhängigkeit von den Eltern so groß 
wie in Deutschland. Während nur 24% 
der Studierenden bei den Eltern wohnen 
[Anm.1] und Deutschland damit hinter 
Finnland die zweitniedrigste Rate auf-
weist, tragen die Eltern mit ca. 41% nach 
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Inzwischen ist es amtlich: Der 
Verwaltungsrat und der Verwal-
tungsausschuss des Akademischen 

Förderungswerks Bochum haben in der 
gemeinsamen Sitzung vom 23.09.2002 
einstimmig eine Erhöhung des Semester-
beitrags beschlossen. Damit reagiert 
das AkaFö auf die bevorstehende Erhe-
bung von Studiengebühren und einen 
dadurch aller Wahrscheinlichkeit nach 
substanziellen Rückgang der Studie-
rendenzahlen an den Hochschulen im 
Zuständigkeitsbereich. Ab dem Som-
mersemester 2003 zahlen alle Bochu-
mer Studierenden dann 59,75 EUR zu 
Beginn eines jeden Semesters an das 
AkaFö statt bisher 43 EUR. „Die notwen-
digen Investitionen, die das Akademi-
sche Förderungswerk tätigen muss, um 
nach der Konsolidierungsphase der letz-
ten Jahre zu einem Vorzeigedienstlei-
ster zu werden, lassen uns leider keine 
Wahl“, so Geschäftsführer Jörg Lüken.

Ausschuss und Rat waren sich einig, 
dass eine solche Anhebung angesichts 
der geplanten Einführung von Studien-

gebühren in NRW im Sommer 2003 notwen-
dig geworden ist. Die Hochschulen und das 
AkaFö rechnen in der Folge mit einem spürba-
ren Rückgang der Studierendenzahlen durch 
die Einführung der Studiengebühren. Damit 
gehen natürlich auch die entsprechenden Ein-
nahmen aus den Semesterbeiträgen verloren. 
Darüber hinaus rechnet das AkaFö in seinen 
Einrichtungen, wie z. B. den Mensen und Cafe-
terien an den Hochschulen, wegen der dann 
ausbleibenden Kundschaft mit einem deutli-
chen Umsatzrückgang.

Erhöhung der Semesterbeiträge

Die Gremien des AkaFö haben sich wegen 
der vorhersehbaren Folgen schon früh gegen 
die Einführung von Studiengebühren gewandt 
und sich dem Aktionsbündnis gegen Studienge-
bühren (ABS) angeschlossen.

Für den Fall, dass die StudentInnenzah-
len nicht im erwarteten Maße zurückgehen, 
werden die Einnahmen aus der Beitragser-
höhung anderweitig sinnvoll und zugunsten 
der StudentInnen verwendet, so der Beschluss 
weiterhin. Dies könnte beispielsweise durch 
Investitionen zur Instandhaltung der AkaFö-

Beitritt zum Aktionsbündnis

Flandern und Italien den drittgröß-
ten Anteil zur Studienfi nanzierung 
bei [Anm.2]. In Finnland sind dies 
8%, in den Niederlanden 15%. Mit 
12,7% trägt der Staat in Deutsch-
land am drittwenigsten zur durch-
schnittlichen Studienfi nanzierung 
bei. Damit wird der gesellschaft-
lichen Realität der StudentInnen 
nicht Rechnung getragen. Das 
System der elternabhängigen Stu-
dienfi nanzierung ist nicht mehr 
zeitgemäß,“ so Heiner Fechner.

Abhängig und schlecht 
behaust

Ein großes Problem stellt auch 
die hohe Unzufriedenheit mit den 
Wohnverhältnissen dar. Knapp 20  
der StudentInnen in Deutschland 
sind mit ihrer Wohnsituation unzu-
frieden – mehr als doppelt so viele 
wie in allen anderen verglichenen 
Staaten. „Die aktuelle Wohnungs-
not ist offensichtlich Ausdruck 
eines grundlegenden Wohnraum-
problems in Deutschland. Nur ein 
Bruchteil der Studierenden will 
bei den Eltern wohnen, nicht viel 
mehr im Studentenwohnheim. Die 
Studie belegt eindrucksvoll unsere 
Forderung, mittels staatlicher Pro-
gramme in den Hochschulstädten 
ausreichend Mietwohnungen zu 
bauen“, so Fechner weiter.

Erschreckend ist die hohe 
Abhängigkeit von Erwerbstätigkeit 
zur Finanzierung des Studiums. 
Mehr als ein Drittel des Lebens-
unterhalts erwirtschaften Studis  
in Europa durchschnittlich durch 
Arbeit. Deutschland liegt hier mit 
36% sogar noch im unteren 
Bereich. Die durchschnittliche 
Arbeitszeit liegt für Studium und 
Job liegt bei über 43 Stunden pro 
Woche. Die Bilanz des studenti-
schen Dachverbandes: „Der Staat 
lässt die Studierenden im Stich 
– in ganz Europa. Von einer 

40-Stunden-Woche können wir nur 
träumen. Insbesondere der hohe 
Zeitaufwand für Erwerbstätigkeit 
verhindert eine Konzentration auf 
das Studium. Damit sind Qualitäts-
einbußen und verlängerte Studien-
zeiten programmiert“.

„Höchste soziale Selektions-
rate im Schulsystem“

Das Versagen des deutschen Bil-
dungssystems verdeutlichen nach 
Auffassung der bundesweiten Stu-
dentInnenvertretung die 
Vergleichszahlen zur Studierquote. 
Mit weniger als einem Drittel eines 
Jahrgangs liegt Deutschland am 
unteren Ende der Skala [Anm. 3].  
Zum Vergleich: In Finnland sind 
es 67%, in den Niederlanden 54%. 
Fechner legt dar: „In den Zahlen 
zum Hochschulzugang spiegeln 
sich die Ergebnisse der PISA-Stu-
die wider. Insofern überrascht es 
nicht, dass das System mit der 
höchsten sozialen Selektionsrate 
im Schulsystem diese Tendenz 
bei den Hochschulen fortsetzt. 
Zumal ein indirekter Hochschulzu-
gang über vorherige Berufstätigkeit 
in Deutschland weitgehend ausge-
schlossen ist.

Die im internationalen Ver-
gleich rückschrittliche frühe Glie-
derung des Schulsystems in Haupt- 
und Realschulen sowie Gymna-
sien muss weg. Ob schwarz oder 
rot: das deutsche Schulsystem ist 
schlecht, es muss insgesamt umfas-
send reformiert werden.“

Kritik an der 
Herangehensweise

Insgesamt bedauerlich an der Sozi-
alerhebung ist die geringe Anzahl 
der Teilnehmerstaaten und die 
unzureichende Qualität der Aus-
führung. So sind vielfach die 
Bezugsgrößen der Daten nicht klar, 

die deutschen Daten entspre-
chen häufi g nicht den Zahlen 
der DSW-Sozialerhebung, die 
eigentlich die Datengrund-
lage darstellen soll. „Bei der 
Euro-Student Studie besteht 
großer Verbesserungsbedarf. 
Die studentischen Dachver-
bände Deutschlands und 
Europas sind gerne bereit, 
sich maßgeblich an dieser 
Verbesserung zu beteiligen. 
Der fzs wird sich als Vorsitz-
Verband der Arbeitsgruppe 
Sozialpolitik des europä-
ischen studentischen Dach-
verbandes ESIB gern mit aller 
Kraft dafür einsetzen. Aller-
dings sind dazu bessere Mit-
wirkungsmöglichkeiten der 
Studierenden unverzichtbar.“ 
Diese sind laut Fechner nicht 
zuletzt im europäischen Ver-
gleich in Deutschland voll-
kommen unzureichend.

Anmerkungen:

Anm.1:   laut DSW-
Sozialerhebung sind es nur 
21% – eine bislang unerklär-
liche Differenz angesichts 
der gleichen Datenbasis
Anm. 2:  erfasst wurden hier 
die außerhalb des Elternhau-
ses wohnenden StudentIn-
nen
Anm. 3:   Die Zahlen in der 
Studie stammen ausschließ-
lich Österreichs aus der 
OECD-Studie „Bildung auf 
einen Blick“. Die für 
Deutschland in der Studie 
genannten 31% lassen sich 
aus den OECD-Daten aller-
dings nicht errechnen, es 
müssten 28% sein. Für alle 
anderen Staaten stimmen 
die Daten mit den OECD-
Daten überein.

Deutschland im Hintertreffen 
bei staatlicher Förderung

Akafö gegen 
Studiengebühren
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Einrichtungen geschehen sowie – in 
Kooperation mit dem AStA – durch 
Unterstützung für Studierende, die auf-
grund ihrer sozialen Situation nicht in 
der Lage sind, den gestiegenen Semester-
beitrag zu bezahlen.

Das Akademische Förderungswerk 
hält 19 Wohnheime mit 4.400 Plätzen 
bereit, unterhält 14 Cafeterien und 10 
Mensen an den Standorten Bochum, Gel-
senkirchen, Recklinghausen und Bocholt. 
Es bietet Sozial- und Behindertenbera-
tung, Ausländerberatung, ist beauftragt 
mit der Durchführung des BAföG und 
gestaltet mit boSKop, dem AkaFö-Kultur-
büro Kulturveranstaltungen und -ange-
bote auf dem Campus. Des weiteren 
bietet das AkaFö in der KiTag 100 Kinder-
betreuungs-Plätze an.

Zehn Jahren nach 
dem Pogrom von 
Rostock haben die 
Angrei ferInnen 
von damals gewon-
nen: Das Asylrecht 

ist abgeschafft 



AStA-Anschlag auf die 
Pressefreiheit
Die ???-Veranstaltung des AStA-Kulturreferates gilt 
als voller Erfolg: Das Audimax war voll, die Besu-
cherInnen waren begeistert.

So weit – so gut. Nichts gegen Kultur. Eine 
Esskulturschande war hingegen, was die Kulturre-
ferentInnen nach der Veranstaltung in den gemein-
sam mit der bsz genutzten Räumen zurückliessen. 
Keine Ausreden! Auch wer nach Höherem und Kul-
turellem strebt muss wissen, dass Ja!-Doppelkekse 
einfach ungeniessbar sind. Arglose RedakteurIn-
nen, die davon nahmen, hatten noch Tage später 
den widerlichen Geschmack im Mund. Widerlich.

FSVK für 
Pressefreiheit
Lob gebührt hingegen der uniweiten Fachschaften-
vertretung FSVK für die Versorgung der bsz-Redak-
teurInnen mit Kaffee aus fairem, ökologischem 
und leckerem Anbau. Dort liegt Menschen noch 
Demokratie und Pressefreiheit am Herzen. Die 
Krönung wäre noch, den verfolgten US-Journali-
sten Mumia Abu-Jamal zum Ehren-Sprecher zu 
wählen.  

AkaFö-Aktionswoche 
für Dresdener 
Flutopfer
Das Akademische Förderungswerk  veranstaltet 
im Zuge seiner Bemühungen, der  Universität  
und  dem    StudentInnenwerk  Dresden  nach  
der  großen Überschwemmung zu  helfen, eine 
Aktionswoche in  der Mensa. Vom 14. bis zum  18. 
Oktober  reichen  die Köche  Spezialitäten  aus  
der Dresdener Region.  So  wird  es  Thüringer  
Krautwickel und   Thüringer  Knacker, Dresdner  
Kartoffelsuppe oder  einen  Gulaschtopf „Dresde-
ner  Art“  als Tagesgerichte geben. Die  Gerichte  
sind  mit  einem  Aufpreis  von  50   Cent  
belegt,  der anschließend nach Dresden weiter-
geleitet  wird. Studierende zahlen also für  ein   
komplettes  Essen   2,30  Euro,  andere   Gäste  
3,30  Euro. Das  Akademische  Förderungswerk 
sammelt  darüber hinaus  seit geraumer Zeit Spen-
den  für die Opfer  der Flut in seinen  Cafeterien 
und Mensen.

Raubritter an der RUB

Zum Semesterauftakt begrüssten aktive Studen-
tInnen die Erstis und zurückgekehrten Studis mit 
einer netten Performance. Als Raubritter verklei-
det und vor entsprechender Kulisse erinnerten 
sie an die fi nsteren Pläne der Landesregierung, 
zum nächsten Sommersemester Strafgebühren für 
„LangzeitstudentInnen“ zu erheben. Immerhin ein 
klarer Fall von Raub. Die Resonanz bei den ange-
sprochenen Studis war sehr gut. Also auf, edle 
Ritter, Knappen, Elfen und Hobbits! Den SchurkIn-
nen das Handwerk gelegt! 

GATS-Reader
Der AStA der Ruhr-Universität hat Texte zum 
Thema GATS zu einem Reader zusammengestellt, 
den es für einen Euro Schutzgebühr im Service-
referat auf dem AStA-Flur zu kaufen gibt. Zum 
Inhalt: Texte zu Studiengebühren, GATS, Privati-
sierung im Bildungsbereich und dem Treiben des 
Bertelsmannn- Konzerns. 

Es schreiben u.a. Prof. Martin Bennhold (Jurist),  
Prof. Ingrid Lohmann (Erziehungswissenschaftle-
rin) Torsten Bultmann (Bund demokratischer Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler) Thomas 
Fritz (Experte zu GATS, arbeitet bei der globali-
sierungskritischen NGO weed und bei attac) Die 
texte bieten Hintergrundinformationen und aktu-
elles aus den GATS-verhandlungen. „Auch wird 
deutlich, warum Bertelsmann mindestens so böse 
ist wie Clement. Der Reader ist sehr zu empfehlen. 
Holt ihn euch!“ heisst es in einem Ankündigungs-
text.

Weitere Infos unter www.asta-
bochum.de/gats-reader

Eigentlich haben wir uns schon an eine 
Menge Chipkarten gewöhnt: Telefon-
karte, EC- und Kreditkarte, Kranken-

kassenkarte, SIM-Karte, Bahncard, etc. Die 
inzwischen technisch gegebenen Möglich-
keiten führen in der Tendenz zu sogenann-
ten Multifunktionskarten, das bedeutet, eine 
Karte kann für mehrere Zwecke genutzt 
werden. Multifunktionskarten werden nun 
gerne an Hochschulen getestet, anscheinend 
eignet sich die Struktur des Studentenlebens 
hervorragend zu Evaluationszwecken. Auch 
an der Bochumer Ruhr-Uni drängen Mitar-
beiterInnen der Uni-Verwaltung die Studen-
tInnen bei der Einschreibung, sich für die 
Chipkarte als Studiausweis zu entscheiden. 
Und die meisten machen das dann auch. 
Dies liegt bundesweit im Trend, immer mehr 
Universitäten versuchen, ihren StudentInnen 
Chipkartenausweise aufzuzwingen. An der 
Justus-Liebig-Universität in Gießen wird nun 
eine Chipkarte eingeführt, die alle Befürch-
tungen von DatenschützerInnen und die pro-
teste von StudentInnenvertretungen gegen 
die Chipkarte bestätigt. Im folgenden setzten 
wir den Artikel aus bsz 571 fort und bedan-
ken uns erneut beim AStA der JLU für diesen 
Beitrag.

Mit der Einführung der Chipkarte werden 
einige Rechtsgüter berührt und Richtlinien 
aufgeweicht. Betroffen sind die Gebiete Ver-
fassungsrecht, Datenschutzrecht, Arbeitsrecht, 
Zivilrecht, Hochschulrecht. 

Informationelle Selbstbestimmung: Das 
Bundesverfassungsgericht proklamierte 1984 
im sogenannten Volkszählungsurteil ein 
Grundrecht auf informationelle Selbstbestim-
mung, das aus dem Grundgesetz, Art. 2, Abs. 1 
(freie Entfaltung der Persönlichkeit) in Verbin-
dung mit Art. 1 (Menschenwürde) abgeleitet 
wurde. Es beinhaltet das Recht des Einzelnen, 
grundsätzlich selbst über die Preisgabe und 
Verwendung seiner Daten zu bestimmen. 

Das Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung wird bei jeder Erfassung von Daten 
Studierender durch das Chipkartensystem 
berührt, was eine Einschränkung des Grund-
rechts bedeutet. Die Einschränkung bedarf 
klarer Regelungen und muss dem 
Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit entsprechen. 

Menschenwürde und 
Persönlichkeitsrecht: Je 
multifunktionaler 
die Verwendungsmög-
lichkeiten der 
Chipkarte sind, 
umso besser 
können die Ein-
sätze abgegli-
chen werden. 
Bei jeder Benut-
zung fallen 
Datensätze an, 
die eine indivi-
duelle Datenspur 
speichern; eine wei-
tergehende Überwa-
chung oder 
Verfolgbarkeit wider-
spricht dem allgemeinen 
Persönlichkeitsrecht.

Datenschutzgesetze: Universitä-
ten und StudentInnenwerke sind Körperschaf-
ten und Anstalten des öffentlichen Rechts der 
Bundesländer und unterliegen somit den jewei-
ligen Datenschutzgesetzen. Grundsätzliche 
bundeslandübergreifende Rechtsprinzipien 
des Datenschutzes sind Erlaubnisvorbehalt, 
Zweckbestimmung, Zweckbindung, Kontrol-
lierbarkeit und Sicherheit. 

Erlaubnisvorbehalt bedeutet, dass die Ein-
zelpersonen einer Verarbeitung ihrer Daten als 
Einzelpersonen explizit zustimmen müssen, 
sie müssen also gesondert auf die Speicherung 
der Daten hingewiesen werden und schrift-
lich in die Verarbeitung von Datensätzen ein-
willigen. Für gewöhnlich wird dies bei der 
Immatrikulation und Rückmeldung zwangs-
weise mitabgewickelt, sprich, wer nicht unter-
schreibt, bekommt keine Chipkarte und damit 
keinen Studiausweis. 

Zweckbestimmung meint, dass jede Daten-
erfassung und -verarbeitung zu einem genau 
defi nierten Zweck erfolgen muss, also konkret 
spezifi ziert wird und den Betroffenen (Studie-
renden) bekannt ist.

Zweckbindung heißt, die Datenverarbei-
tung muss notwendig und verhältnismäßig 
sein. Notwenig im Sinne, dass sie Datenverar-
beitung lediglich ihren Zweck erfüllen muss 
und dabei nicht mehr als unbedingt nötig 
Daten erhoben und verarbeitet werden. Ver-
hältnismäßig in dem Sinn, dass die Wichtigkeit 
des Zweckes angemessen zur Einschränkung 
tangierter Rechtsgüter ist. Aus der Zweckbin-

dung lässt sich ein Anspruch auf 
konkrete Regelungen für die Daten-
verarbeitung bzw. Nutzungsbe-
dingungen für die erhobenen 
Daten ableiten.

Zur Kontrollierbarkeit 
werden verschiedene Kon-
trollverfahren vorgeschrie-
ben. Betroffene haben in 
der Regel ein Auskunfts-
recht über die sie betref-
fenden gespeicherten 
Daten. Darüber hinaus 
existiert ein Recht auf 
Sperrung, Löschung oder 
Berichtigung bei 
unrechtmäßig oder falsch 
erhobenen Daten. Die 
Datenschutzbeauftragten der 
Länder besitzen umfangreiche 
Kontrollrechte, wie Zugang zu 
Rechnern und Datensätzen.

Für die Sicherheit von Daten sind 
umfangreiche Datensicherungsmaßnah-
men rechtlich vorgeschrieben, wenn der 
Aufwand in einem angemessenen Verhältnis 
zum Schutzzweck steht. Der rechtlich not-
wendige Umfang von Sicherungsmaßnahmen 
wächst mit dem Wert und den Begehrlichkei-
ten an den Daten.

Mitbestimmungsrechte: Grundsätzlich 
sind technische Anlagen, die zur Überwachung 
von Arbeitnehmern geeignet sind, mitbestim-
mungspfl ichtig. Auch, wenn eine Überwa-
chung weder geplant noch durchgeführt wird, 
muss der Personalrat der Einführung eines sol-
chen Systems zustimmen. An der JLU ist die 
Einführung des Chipkartensystems wohl auch 
für Bedienstete geplant, der Personalrat hatte 
keinerlei Bedenken und sieht der Einführung 
freudig entgegen.

Zivilrecht: Allein die Haftungsproblematik 
bei Benutzung der Chipkarte bedarf grund-
sätzlich einer rechtlichen Bindung. So muss 
geregelt sein, wer bei Verlust oder Defekt der 
Karte für darauf gespeichertes Guthaben haftet 
oder welche Folgen Missbrauch oder Mani-
pulation der personalisierten Karte nach sich 
zieht. Auch eine spätere Kontrolle bereits 

abgeschlossener Vorgänge sollte etwa 
in Form von Quittungsbelegen 

bei Buchungen nachvoll-
ziehbar bleiben. Auch, ob 

bei defekten Geräten/
Karten Schadensan-

sprüche an die 
Systembetreiber 
geltend gemacht 
werden können, 
ist zu prüfen.

Hochschul-
recht: Ange-
sichts der 
Veränderungen 
bestimmter Ver-

w a l t u n g s v o r -
gänge ist mit 

Neufassungen von 
Gesetzesgrundla-

gen zu rechnen, die 
etwaige Konfl ikte im 

Hochschulgesetz, in Prü-
fungsordnungen und Studi-

enordnungen beseitigt. So wurde 
in der Neufassung des §4 der „Ver-

ordnung über die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten und über das Verfahren der 
Immatrikulation an den Hochschulen des 
Landes Hessen“ die Möglichkeit der Ausstel-
lung des Studiausweises als Chipkarte auf-
genommen und geregelt, dass als einzige 
personenbezogenen Daten im Datenspeicher 
der Chipkarte lediglich Vor- und Familien-
name, sowie Ident- und Matrikelnummer 
erfasst werden dürfen.

Ökonomische Aspekte von Chipkarten-
systemen

Was kostet welche Leistung? Für eine wirt-
schaftliche Beurteilung technischer Systeme ist 
dies die grundlegende Frage, wobei die Kosten-
aufstellung und entsprechende Leistungsauf-
wägung durch die Virtualisierung des Geldes 
als Guthaben auf der Chipkarte verkompli-
ziert wird.

Neuerungen und Umstrukturierungen 
werden innerhalb einer marktwirtschaftlich 
ausgelegten Gesellschaft nie passieren, ohne 
dass irgendwer davon ökonomisch profi tiert. 
Die spannende Frage ist allein die, wer zur pro-
fi tierenden Bevölkerungsgruppe zählt und wer 
Umstrukturierungen mittragen muss, ohne 
dass erkennbare Vorteile festzustellen sind.

Die entsprechenden Unternehmen, die 
die Hardware, also die Chipkarte als solche, 

L e s e -
ge rä te , 

Automaten, 
etc., stellen, profi -

tieren natürlich, schließlich verdienen sie am 
Verkauf. Selbiges gilt für die Hersteller der 
benötigten Software (eventuell das gleiche 
Unternehmen, dass die Hardware anbietet), 
wie auch die Dienstleistungsunternehmen, die 
erforderliche Umschulungen tätigen, schließ-
lich muss das System auch bedient werden. 
Dem AStA ist leider nicht bekannt, welche 
Unternehmen am Chipkartenprojekt beteiligt 
werden.

Die Kosten für die Anschaffungen trägt 
derjenige, der sie tätigt, also in unserem Falle 
Universitätsverwaltung respektive Studenten-
werk. Diese fi nanzieren sich wiederum durch 
Steuergeldern, Beiträge und/oder Pfandzahlun-
gen der Studierenden und (in unserem Fall) 
Förderungsgeldern der DFG (Deutsche For-
schungsgemeinschaft). Das Präsidium der JLU 
hatte einen Finanzierungsantrag an die DFG 
gestellt, der positiv beschieden wurde. Über 
die Höhe des Finanzvolumens können wir 
leider keine gesicherten Angaben machen, da 
sich die Aussagen diesbezüglich von Präsi-
dium, DFG und HRZ bis zu einer Null vor dem 
Komma unterscheiden.

Tatsächliche monetäre Vorteile sind den 
Studierenden nicht in Aussicht gestellt. Die ca. 
300.000 Euro zinsloser Kredit, die die Studie-
renden in Form von Pfandleistungen für die 
Chipkarte dem Studentenwerk stellt, werden 
sich wohl nicht durch Senkungen der Mensa- 
oder Wohnheimspreise bemerkbar machen, 
wie der Vergleich mit anderen Unis zeigt. Die 
versprochenen Verbesserungen, die Attraktivi-
tät der Chipkarte beziehen sich auf abstrakte 
Vorteile, wie in Aussicht gestellte kürzere 
Warteschlangen, mögliche Rückmeldung auch 
nachts um 3 direkt nach der AStA-Fete, etc. 
Die Vorteile für Studierende sind also nicht 
monetär, sondern sog. Dienstleistungsverbes-
serungen.

Andere Hochschulen - gleiche Pro-
bleme

Chipkartensysteme werden auch an anderen 
Hochschulen kritisch begleitet. Der AStA der 
Ruhr-Uni Bochum hatte bei der Einführung 
der Chipkarte die Landesbeauftragte für Daten-
schutz eingeschaltet. Diese stellte fest, dass 
die Wahlmöglichkeit der Studierenden, ob sie 
den herkömmlichen Ausweis gegen die Chip-
karte tauschen möchten, nicht ausgeschlossen 
sein darf und Nutzungsprofi le nicht erstellt 
werden dürfen. Die Speicherung von perso-
nenbezogenen Daten im Chip müsse sich an 
dem Grundsatz der Datenvermeidung orien-
tieren.

Wie schon eingangs erwähnt, muss laut 
allgemeiner Datenschutzbestimmungen jeder 
einzelne entscheiden können, ob er sich ver-
daten lassen möchte, oder nicht. Das Präsi-
dium der JLU sieht bislang keine Alternative 
zur Chipkarte für Studierende vor. Ob der 
Ausschluss einer Wahlmöglichkeit zwischen 
Papierausweis und Chipkarte hier in Hessen 
rechtens ist, wird der AStA noch prüfen lassen. 
Weiter werden wir darauf hinarbeiten, ein 
Verbot zur Erstellung und Weitergabe von 
Persönlichkeitsprofi len festzuschreiben, sowie 
erforderliche demokratische Gegenkontroll-
maßnahmen in Bezug auf Datenspeicherung 
und -löschung zu institutionalisieren.

Christina Romhányi

Referentin für Data.Pop an der Justus-Liebig-
Universität Gießen

Chipkarte und juristische Konformitätsbedenken

Chipkarte: Verdatung bedarf 
Kontrolle, Teil 2!
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Mittwoch, 16. Oktober

Treffen des Friedensplenums
19.30 Uhr, Bhf. Langendreer (Raum 6), 
Bochum

Pridigarji

Radio Bonte Koe präsentiert: Ska-Punk aus 
Ormoz/SLO
20 Uhr, Wageni (Wallbaumweg 137, gegenüber 
Bhf. Langendreer), Bochum

Donnerstag, 17. Oktober

SKF zeigt Re-Animator (OV)

18.00 & 20.30 Uhr, HZO 20 an der RUB, 
Bochum

Samstag, 19. Oktober

Daddy Longleg & Lumpazi

Polit-Punk aus  Münster und Scherben-Cover-
Punkrock aus Hilden, präsentiert von Radio 
Bonte Koe
20 Uhr, Wageni (Wallbaumweg 137, gegenüber 
Bhf. Langendreer), Bochum

Lurch.theater der Uni Bochum spielt 
„GirlsNightOut“ 

von Gesine Danckwart anschließend Club 
Lounge, Room Service, Chill Out
20 Uhr, Flottmannhallen (Flottmannstr. 94), 
Herne

Montag, 21. Oktober

Treffen der Medizinischen Flücht-
lingshilfe

20 Uhr, Gebäude der IFAK (Engelsburger Str. 
168), Bochum

Dienstag, 22. Oktober

SKF zeigt Songs from the Second 
Floor (OmU)
18 & 20.30 Uhr , HZO 20 an der RUB, Bochum

Der 11. September und die extreme 
Rechte

Veranstaltung im Rahmen des PolDi mit Alex-
ander Häusler, Soziologe
20 Uhr, Kulturcafé, Ruhr-Uni-Bochum

Die Bewegung der Sans Papiers in 
Frankreich

 mit Madjiguène Cissé
19.30 Uhr, EXIL (Gronaustraße 44, Eingang 
Altonaerstr.), Dortmund 

Die Linke nach Auschwitz

Zur Bedeutung der Shoah für linke Positionie-
rungen und Zukunftsentwürfe
mit: Ulrike Becker (Gruppe 8. Mai, Hamburg)
20 Uhr, Zeche Carl, Essen

Mittwoch, 23. Oktober

Politische Brandstiftung

Jochen Schmidt (ZDF): Politische Brandstiftung 
Lesung, Video und Diskussion über die Pogrome 
in Rostock 1992 (Eintritt frei)
20 Uhr, Bahnhof Langendreer (RAUM 6), 
Bochum

Go Gorleben?

Aktuelle Info-Veranstaltung zum Castortrans-
port mit einem Vertreter aus dem regionalen 
Widerstand und mit dem Film „Slowmotion“ 
über den vorletzten Gorleben Transport. In der 
zweiten Novemberwoche 2002 rollt der mit 12 
Behältern bisher größte anzunehmende Castor-
transport von der Wiederaufbereitungsanlage 
La Hague nach Gorleben
20 Uhr, Drucklufthaus, Oberhausen

Im August 1992 tobte mehrere Tage 
lang ein rassistischer Mob vor einer 
Aufnahmestelle für Flüchtlinge und 

einem Wohnheim für VietnamesInnen. 
Die Bevölkerung von Rostock-Lichten-
hagen klatschte, da sie an die avi-
sierten Opfer nicht herankam, bloß 
Beifall. Während Würstchenbuden und 
Getränkestände innert kurzer Zeit Stell-
plätze neben dem brennenden Wohn-
heim fanden, irrte die Polizei auf der 
Suche nach dem Einsatzort lange herum. 
Haben PolitikerInnen und Behörden 
es damals absichtlich soweit kommen 
lassen? 

Die Lage eskalierte am 24. August 
1992 als Naziskins Molotowcocktails 
in einen Asia-Imbiß, einen asiatischen 
Supermarkt und in ein von 120 Men-
schen bewohntes Hochhaus schleuder-
ten. Rund 3.000 AnwohnerInnen und 
Nazis hinderten die Feuerwehr über eine 
Stunde am Löschen. Die BewohnerIn-
nen fl üchteten aufs Dach, dort mussten 
sie sich gebückt verstecken, um von 
unten nicht gesehen zu werden. 

Der passende Augenblick, 
sich umzuziehen

Eine handvoll Poli-
zistInnen wartete 
währenddessen 
vergebens auf 
die angefor-
derte Verstär-
kung und 
Wasserwerfer. 
Diese wurden 
z w i s c h e n 
Schwerin und 
Rostock plan-
los hin und 
hergeschickt, so 
daß sie stets den 
entscheidenden 
Moment zu spät anka-
men. Der Einsatzleiter 
vor Ort verhandelte quälend 
lange mit dem randalierenden 
Mob, statt wie bei nichtigeren Anlässen 
üblich, mit Gewalt den Weg für die 
Feuerwehr freizumachen. Sein Vorgesetz-
ter, der Rostocker Polizeichef Siegfried 
Kordus, nutzte die dramatischste Stunde 
für einen Kleiderwechsel. Später recht-
fertigte sich Kordus, er habe versucht, 
„Einsatzbereitschaft oder Führungsbereit-

Lesung am 23.10.: 10 Jahre nach dem 
Pogrom in Rostock-Lichtenhagen

Politische Brandstiftung
schaft auf sich bezogen durch Kleidungswech-
sel aufrechtzuerhalten bzw. 
wiederherzustellen“.

Zusammenspiel von Mob 
und Ordnungsmacht

Am Tag nach den Ausschreitungen, bei denen 
wie durch ein Wunder niemand getötet wurde, 
waren sich die PolitikerInnen in ihrer Bewer-
tung der Ereignisse weitgehend einig. Der 
damalige Ministerpräsident Berndt Seite (CDU) 
folgerte wie die Regierung Kohl, dass eine 
„Ergänzung des Asylrechts dringend erforder-
lich“ sei (Seite) und die Schuld somit bei den 
Flüchtlingen liege. Schließlich sei die Bevölke-
rung durch den ungebremsten Zustrom in das 
jetzt schon übervolle Boot derart überfordert, 
dass man für nichts mehr garantieren könne. 

Der zur Schau gestellte Volkszorn verfehlte 
die erwünschte Wirkung nicht: Nur wenige 
Monate später, im Mai 1993, wurde das Asyl-
recht mit Zustimmung der SPD faktisch abge-
schafft. 

ZDF-Reporter zufällig im haus

Zehn Jahre danach dokumentiert Jochen 
Schmidt die dramatischen Ereignisse in 

seinem Buch „Politische Brandstif-
ter“. Der ZDF-Journalist Schmidt 

befand sich mit vier Kolle-
gInnen zur Recherche im 

Flüchtlingswohnheim, 
als die Molotowcock-
tails das Haus in Brand 
setzten. Als persön-
lich Betroffener hat 
er mit viel Energie 
die Umstände der 
Menschenjagd von 
Rostock auf 
insgesamt 220 Seiten 
rekonstruiert. 

Vorsichtig stellt 
Schmidt die These von 

einer „kontrollierten 
Eskalation des Volkszorns 

mit dem Ziel, die SPD zum 
Einlenken in der Asylfrage zu 

bewegen“ in den Raum. So vorsichtig 
bräuchte er nicht sein, schließlich belegt seine 
Rekonstruktion beispielhaft, dass das Pogrom 
nicht ohne die Zusammenarbeit von Mordlu-
stigen und der Ordnungsmacht stattgefunden 
hätte. 

Dazu passt auch, dass eine strafrechtliche 
Verfolgung der randalierenden Nazis nur in 
dem Maße stattfand wie sie sich nicht vermei-

den ließ: Die wenigen Prozesse, die nicht bis 
zur Verjährung verschleppt wurden, endeten 
im Juni 2002 mit milden Bewährungsstrafen 
für versuchten Mord und schwere Brandstif-
tung. Dem Rostocker Polizeichef Kordus wurde 
sein Kleiderwechsel nicht nachgetragen, viel-
mehr wurde er nur eine Woche später zum 
Leiter des Landeskriminalamts befördert. 

Kontrollierte Eskalation des Volkszorns 
zur Änderung des Asylrechts?

Am kommenden Mittwoch liest Jochen 
Schmidt auf Einladung von Radio Bonte Koe 
und Bahnhof Langendreer aus seinem Buch 
und erläutert mit Hilfe eines Videos die Cho-
reographie des zumindest geduldeten Pogroms. 
Im Anschluß steht Schmidt für eine Diskus-
sion zur Verfügung.

Thilo Machotta

Jochen Schmidt: „Politische Brandstiftung“
Lesung am 23.10. im Bahnhof Langendreer, 
Raum 6, 20 Uhr. Eintritt frei!

Support your local scene - Teil 5

Six Seconds
Ich höre, ich falle hinein, ich staune. 

Vor meinem geistigen Auge die 
unschuldigen Bilder aus dem Ame-

rika der Hippiezeit, das bei Forrest 
Gump gezeigt wird. Der Geruch von 
Dope und Schlamm, der analoge, 
warme Sound von Woodstock und 
dem, was man heute so „Classic Rock“ 
nennt.

Diese junge Band aus Herten spielt 
die Musik der Väter mit so viel Liebe, 
Inbrunst und Engagement, dass mir jede 
Minute dieses ersten, live beim „New 
Rock Festival“ aufgenommenen Demos 
besser reinläuft als all der HardcoreCros-
soverEmoNewMetalCoreBaseballkappen-
Rock, den junge Männer Mitte zwanzig 
heute so selbstverständlich zu spielen 
haben. 

Kein Baseballkappen-Rock

Hört man eine wahre Hymne wie „Take 
My Hand“ mitsamt mitsingendem Publi-
kum auf dieser ungeschliffenen und 
doch sehr guten Liveaufnahme, fühlt 
man sich nicht ins „Bürgerhaus Herten“, 
sondern auf eine Festivalwiese der frühen 
Siebziger versetzt, Sonnenuntergang, vor-
letzte Band, Headliner sind Creedence 
Clearwater Revival. „Misplaced Child-
hood“ eine traurige Ballade mit Trä-
nensolo a‘la Guns‘n‘Roses, „My Pie“ 
straight-forward mit Assoziationen an 
Clouseaus „Anna“, perlendes und 
dynamisches Rockpiano über erdigem 

StonesPurpleZeppelin-Sound, ein Hauch ame-
rikanische Landstrassenromantik und natür-
lich – Coverversionen. Lynyrd Skynyrd und 
Jimi Hendrix. Die beste Nummer dann „Way 
To The Light“. Die ganze Zeit frage ich mich: 
ist das ein Cover? Wenn ja, von wem? Von 
niemandem! Das sind Six Seconds! 

Ein Hauch amerikanische 
Landstrassenromantik

Dieser wunderschöne, herzerwärmende, stim-
mungsvolle und weltumarmende Song, der 
von Buffalo Tom, den Counting Crows, den 
Stones und den Byrds zugleich kommen 
könnte, dürfte nieman-
den kaltlassen, der je 
irgendwas bei im besten Sinne konservativer 
Gitarrenmusik empfunden hat. 

Produzenten – schmeisst Eure Psycho-
pathen-Metal-Klons auf den Haufen und 
schnappt Euch diese ambitionierte, ehrliche 
und zu wirklichem Songwriting fähige Band, 
auf das die Abendsonne bei diesen Tönen bald 
über den Festivals der Gegenwart scheint. Stu-
diodemo folgt in wenigen Monaten!

Six Records, Michael Holtschulte, Uhlandstr. 
49, 45699 Herten, michael.holtschulte@ruhr-
uni-bochum.de

www.uninvited.de.vu 

Oliver Uschmann 

::bszbsztermine

Das Buch „Politische Brandstifter“ von Jochen 
Schmidt erschien in der Edition Ost und 
kostet 12,90 Euro.

Anzeige



Am Montag, dem 21. Oktober 
beendet der chilenische Schrift-
steller Pedro Holz um 20 Uhr im 

KulturCafé an der Ruhr-Uni seine Lese-
reise durch die Bundesrepublik. In der 
Regierung des sozialistischen Präsiden-
ten Salvador Allende arbeitete er im 
Industrieministerium (Corfo) in San-
tiago. Nach dem Putsch in Chile hat 
er fast 15 Jahre lang in Deutschland 
im Exil gelebt. Die meiste Zeit davon in 
Bochum. Seit 13 Jahren lebt er wieder 
in seiner Heimat.

Frage: Die Titelgeschichte deines 
Buches „Die kleine Welt des Herrn 
Kaiser“ beschreibt den Alltagsrassis-
mus, den eine Flüchtlingsfamilie vor 
25 Jahren hier im Ruhrgebiet erfahren 
hat. Wie hast Du dies jetzt erlebt. Ist 
dir dieser Rassismus begegnet. Erfährst 
du in Chile etwas über die rassisti-
schen Übergriffe in unserem Land?

Antwort: Bei diesem, ja eher  
kurzem Aufenthalt, habe ich per-
sönlich keine Erfahrungen in dieser 
Richtung gemacht. Aber in der 
Nacht vor meiner Ankunft in 
Dessau wurde dort ein indisches 
Restaurant von Neonazis überfal-
len und verwüstet.
Von extremen Ausschreitungen 
gegen AusländerInnen hier wird 
natürlich auch in Chile berichtet. 
Hier muss ich allerdings sagen, 
dass auch wir Probleme in diesem 
Bereich  haben. Der Rassismus 
richtet sich dort gegen die Urein-
wohner des Landes, die Mapuche 
und u.a. gegen PeruanerInnen und 
BolivianerInnen.

F.:Welche Veränderungen in unserer 
Gesellschaft in den letzten 13 Jahren 
sind dir aufgefallen?

A.: Hier muss ich natürlich beto-
nen, dass mein Aufenthalt zu 
kurz ist, um tiefgreifende Beobach-
tungen zu machen. Trotzdem ist 
mir die Verschlechterung der wirt-

schaftlichen Lage breiter Bevölkerungsschich-
ten aufgefallen, ich komme nicht darum 
herum, ein bedeutendes Ansteigen des Preis-
niveaus festzustellen, ob dies nun auf die Ein-
führung des Euros zurückzuführen ist, kann 
ich nicht sagen. Sehr  wahrscheinlich gibt es 
verschiedene Gründe dafür,  wovon die Wäh-
rungsänderung, wenigstens in einigen Berei-
chen, einer zu sein scheint.

Eine Veränderung, die vordergründig auf einer 
anderen Ebene angesiedelt ist, hängt mit der 
Unpünktlichkeit des Zugverkehrs zusammen. 
Mir ist dies aufgefallen, denn früher war ja 
Deutschland ein Vorbild in diesem Bereich.
Ein positiver Aspekt ist, dass die Menschen 
anscheinend freundlicher geworden sind. Ich 
meine hier nicht nur die VerkäuferInnen, die 
wohl jetzt nach US-amerikanischem Modell 
ausgebildet  werden, sondern auch die Men-
schen, die man einfach nach einer Auskunft 
fragt. Meine deutschen FreundInnen meinen, 
dies trifft nicht zu, aber ich habe wirklich 
unterschiedliche Erfahrungen gemacht, die 
sich von der damaligen Situation unterschei-
den.

F.: Gibt es ein Erlebnis,  von dem du schon jetzt 
weißt, dass es demnächst eine Kurzgeschichte 
wird?

Ich arbeite z.Zt. an einem neuen Band mit 
Kurzgeschichten, der sich insbesondere mit 
dem Thema Reisen beschäftigt. Ich meine 
hier nicht nur Reisen im engen Sinn sondern 
auch in das Innere der Menschen selbst. Auf  
meiner Lesereise habe ich mit sehr vielen Men-
schen gesprochen  – bei den Reisen und bei 
den Lesungen selbst. Einige Themen, die mich 
beschäftigen, hängen mit der Situation der 
zweiten (und sogar dritten) Generation von 
ChilenInnen in diesem Land zusammen. Z.B. 
was fühlt der Sohn eines Chilenen, der in 
Lederhose auf dem Oktoberfest Schuhplattler-
walzer tanzt? Wie sieht diese Generation Chile 
und die Vergangenheit ihrer Eltern?
Es ist mir aufgefallen, dass meine Geschichten 
aus der Zeit des Putsches und des Exils auch 
diese  Generation ansprechen, obwohl es sich 
um Dinge handelt, die sie gar nicht, oder nur 
als kleine Kinder, erlebt haben. 
Mein Besuch in Berlin und in Dessau, ande-

Interview mit Pedro Holz

„Die kleine Welt des 
Herrn Kaiser“

Johann Wolfgang von Goethe, Friedrich Schiller, 
Johann Sebastian Bach, Felix Mendelssohn Bartholdy, 
Martin Luther, Richard Wagner und noch viele 

andere berühmte – sicherlich zur deutschen Leitkultur 
zählende – mehr oder weniger sympathische tote Männer 
sind mit Leipzig auf die eine oder andere Weise verbun-
den. Auch heute noch hat das Städtchen fern des tiefen 
Westens so einiges für die heutige Avantgarde – die Stu-
dentInnen – zu bieten:

a.) einen besonders schicken Kopfbahnhof; ein Riesenein-
kaufsparadies „Hauptbahnhof Promenaden“ als moder-
nes Shopping-, Service- und Dienstleistungszentrum in 
Selbigem, in dem man auch sonntags bis zehn Uhr 
(abends!) im Aldi einkaufen kann; b.) eine Vielzahl indi-
scher und taiwanesischer Restaurant, die günstige (auch 
vegetarische) Mittags-
menus anbieten, c.) 
Fastfoodbagelketten 
mit atemberaubender 
Auswahl: Blaubeerba-
gel, Parmesanbagel, 
Tomatenbagel, Apfel-
zimtbagel, um nur die 
Herausstechensten zu 
nennen, d.) eine 
Vielzahl von 
Take-Away-Coffee-
Ketten mit ebenso wunderbaren wie eigentümlichen 
Angeboten: u.a. Bananenmilchkaffee, Latte Macchiatto 
mit Cinnamonshot und Chai mit aufgeschäumter Milch; 
e.) ob man ein Semesterticket will oder nicht, kann man 
sich aussuchen; f.) am Hauptgebäude befi ndet sich ein 
riesengroßes (zugebenermaßen recht hässliches) Marxre-
lief (seinen Namen durfte die Uni aber nicht behalten); 
g.) breite Straßen und schöne Gebäude und h.) dem größ-
ten StudentInnenclub (so was wie ‚ne Wohnheimkneipe, 
nur viel größer, professioneller und ohne Wohnheim) der 
Republik, der Moritzbastei.

Unter dem ständig 
herausposaunten Deckmantel der Weltoffenheit ist es 
umso schwerer, den auch in Leipzig unerträglichen Mani-
festierungen - vor allem den Annehmlichkeiten des 
neoliberalen Serviceglaubens – des gesellschaftlichen Ver-
blendungszusammenhangs ins Auge zu blicken: a.) den 
unbehelligten Jungnazizusammenrottungen an öffentli-
chen Plätzen vor allem an Wochenenden sowie b.) ihrer 
Pilgerstätte, dem Völkerschlachtsdenkmal; c.) der Stadt-
führerin, die vor dem Kabarett „Pfeffermühle“ vom „drit-
ten und vierten Reich“ spricht, wenn es um die „schweren 
Zeiten“ der Stadt Leipzig geht; d.) der gründlichen und 
systematischen Überwachung öffentlicher Räume; e.) der 
Bewerbung der Stadt für die olympischen Spiele 2012 
unter dem Motto „Spiel mit uns“; f.) den Burschen-
schaften, die ungestört in der Uniöffentlichkeit für sich 
Werbung machen; g.) den Zwangsexmatrikulationen für 
Langzeitstudis; h.) der Selbststilisierung zu „Leipzig-Stadt 
der friedlichen Revolution von 1989“ und nicht zuletzt 
i.) dem Sächsisch, j.) der Jusobeteiligung im AStA, k.) der 
grottenschlechten Mensa und l.) der Ferne von jeglicher 
Zivilisation im Umland. 
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rerseits, bewegt mich vielleicht  einen 
Versuch zu wagen, etwas im Zusammen-
hang mit den so genannten neuen Bun-
desländern literarisch zu verarbeiten. Ich 
empfand hier bei den Menschen Aus-
drucksformen einer solidarischen Gesell-
schaft, die trotz des Zusammenpralls 
mit dem realexistierenden Kapitalismus 
weiterbestehen.

F.: Der realexistierende Kapitalismus wurde 
in Chile blutig und quasi unter Laborbe-
dingungen mit Anleitung des CIA am 11. 
September 1973 herbeigeputscht. Gibt es 
Menschen in Chile, die darauf stolz sind, 
dass ihr Land zum Modell für den Neolibe-
ralismus wurde?

A.: Heute, 29 Jahre nach dem Putsch, 
gibt es sicherlich wenig ChilenInnen, 
die die  Verletzungen  der Menschen-
rechte offen rechtfertigen bzw. verteidi-
gen. Dafür gibt es aber um so mehr, 
die das Wirtschaftsmodell der Diktatur 
als erfolgreich einschätzen. Man kann 
durchaus sagen, dass die wichtigsten Ele-
mente des Wirtschaftsmodells der Dikta-
tur weiterbestehen bzw. wie, es z.B. mit 
den Privatisierungen ist, noch vertieft 
wurden. Die Regierungen der Concerta-
ción (ein Bündnis von Christ-und Sozi-
aldemokraten) haben allerdings einige 
soziale Aspekte mehr in den Vorder-
grund gestellt und so hat sich in den 
Jahren nach Pinochet der Anteil der 
Bevölkerung, der in Armut lebt, ver-
ringert. Die ungerechte Verteilung des 
Einkommens aber bleibt bestehen. Ich 
glaube außerdem, dass die Krisen ande-
rer lateinamerikanischen Länder - im 
Rahmen einer  neoliberalen Globalisie-
rung - eher früher als später sehr nega-
tive Auswirkungen auf unser Land haben 
werden.

Die Lesung am 21. 10. mit Pedro Holz wird 
von der Gruppe Piray begleitet. Sie spielen 
Musik aus den Anden und aus dem Rest der 
Welt. Der Eintritt bei der Veranstaltung ist 
frei.

Studiert bloß nicht in…

Leipzig


